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Im letzten Jahrhundert gingen weltweit 75 Prozent der Saatgutvielfalt verloren. Dieser Verlust schränkt die Diversität auf 
unseren Tellern ein und macht die Landwirtschaft noch verwundbarer für die Folgen der Klimakrise. Hinzu kommt, dass 
sich aufgrund neoliberaler Wirtschaftsparadigmen nur einige wenige, riesige transnationale Saatgutkonzerne mit viel 
Macht und politischem Einfluss etablieren konnten. Diese Konzerne teilen sich fast den kompletten internationalen Markt 
für kommerzielles Saatgut untereinander auf. Dagegen spielt bäuerliches Saatgut gerade in vielen Ländern des globalen 
Südens noch eine bedeutende Rolle. Die Stärkung bäuerlicher Saatgutsysteme ist die Antwort auf viele Herausforderun-
gen im globalen Landwirtschafts- und Ernährungssystem. Bäuerliche Saatgutarbeit ist jedoch auf Anerkennung und poli-
tische Unterstützung auf nationaler wie internationaler Ebene angewiesen. 

NADJA DORSCHNER, NOKUTULA MHENE UND JAN URHAHN

BÄUERLICHES SAATGUT ERHALTEN
POLITIKEMPFEHLUNGEN ZUR STÄRKUNG BÄUERLICHER SAATGUTSYSTEME

Saatgut ist der Ursprung aller Nahrung. Wer die Herstellung, 
Züchtung und Verteilung von Saatgut kontrolliert, kontrolliert 
auch, was letztlich auf unseren Tellern landet. Dementspre-
chend geht mit der Kontrolle über Saatgut immense Macht 
einher. Seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs ist die Regu-
lation kapitalistisch organisierter Landwirtschaft fast aus-
schließlich auf Produktivitäts- und Ertragssteigerungen aus-
gerichtet. Diese werden zum Beispiel durch die Anwendung 
neuer Technologien in der Saatgutzüchtung und in anderen 
Bereichen, durch die Einführung von genetisch verändertem 
Saatgut oder den exzessiven Einsatz von künstlichen Dünge-
mitteln und Pestiziden erreicht.

Die Umsetzung der Grünen Revolution1 in vielen Regionen 
dieser Welt, internationale Abkommen über geistige Eigen-
tumsrechte und Regelungen für den internationalen Handel 
mit landwirtschaftlichen Produkten haben genannte Ent-
wicklungen politisch und institutionell abgesichert. Mit der 
Etablierung von geistigen Eigentumsrechten auf Saatgut 
wurde beispielsweise ein rechtlicher Rahmen geschaffen, 
um pflanzengenetische Ressourcen zu privatisieren und da-
mit ökonomische Gewinne zu generieren. Diese politischen 
Rahmenbedingungen vernachlässigen jedoch die Bedürfnis-
se und Rechte kleinbäuerlicher Erzeuger*innen, die weltweit 
den größten Teil unserer Nahrung erzeugen. 

Da der kommerzielle Saatgutmarkt im globalen Norden 
weitgehend gesättigt ist, sind die großen Agrarkonzerne be-
strebt, in den globalen Süden zu expandieren. Dort müssen 
neue Absatzmärkte für sie «künstlich» geschaffen werden. 
Dazu lobbyieren Agrarkonzerne Regierungen weltweit, um 
mit neuen Gesetzen ihr kommerzielles Saatgut gegenüber 
dem lokalen bäuerlichen Saatgut zu bevorteilen. Gleichzeitig 

wird die bäuerliche Saatgutarbeit seit vielen Jahren politisch 
vernachlässigt, obwohl in den Ländern des globalen Südens 
ein Großteil des Saatguts von meist kleinbäuerlichen Betrie-
ben erfolgreich gezüchtet, erhalten und vertrieben wird. Es 
ist dringend notwendig, Saatgutpolitiken an den Anforde-
rungen bäuerlicher Saatgutsysteme auszurichten.

DIE BEDEUTUNG BÄUERLICHEN SAATGUTS
Bäuerliches Saatgut ist die Alternative zum kommerziellen 
Saatgut der Konzerne. Beide Saatgutsysteme können nicht 
miteinander existieren, weil sie sich grundlegend in ihrer Po-
sitionierung zur Inwertsetzung der Natur widersprechen und 
komplett unterschiedliche Rahmenbedingungen benöti-
gen. Bäuerliche Saatgutarbeit basiert in erster Linie auf den 
Bedürfnissen von Bauern und Bäuerinnen. Das Wissen von 
Frauen und marginalisierten Gruppen ist dabei zentral. Die 
Souveränität von Bauern und Bäuerinnen über Saatgut ist 
Voraussetzung für Ernährungssouveränität. Die bäuerlichen 
Erzeuger*innen vor Ort haben Kenntnisse über das Saatgut, 
über Böden, das Wetter und andere ökologische Prozesse, 
wodurch sie ihre Saatgutarbeit an lokale klimatische und an-
dere ökologische Bedingungen anpassen können. Gerade im 
Hinblick auf die Folgen der Klimakrise wie steigende Tempe-
raturen und die Zunahme von Extremwetterereignissen wie 
Dürren oder Überschwemmungen sind diese Kenntnisse 
überlebensnotwendig. Immer mehr Studien beweisen, dass 
bäuerliches Wissen über Saatgut unverzichtbar für die An-
passung an die unvermeidbaren Folgen der Klimakrise ist.2

Die meisten bäuerlichen Betriebe beziehen Schätzungen 
zufolge auch heute noch 80 bis 90 Prozent des Saatguts aus 
bäuerlichen Netzwerken und nicht von den großen Saatgut-
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konzernen. Bäuerliche Saatgutsysteme bieten viele Vorteile,3 
weil sie für Bauern und Bäuerinnen leicht zugänglich und 
nicht wie kommerzielle Saatgutsysteme hochgradig regu-
liert sind. Sie basieren oftmals auf Prinzipien des Teilens und 
Tauschens und sind in vielen Kontexten Teil der lokalen Iden-
tität, da Saatgut ein wichtiger Bestandteil vieler Traditionen 
und Rituale ist. 

Weltweit erleichtern Gesetze und andere Rahmenset-
zungen der Industrie den Zugang zu lokalen pflanzengene-
tischen Ressourcen, indem sie beispielsweise die Anwen-
dung geistiger Eigentumsrechte auf neue Sorten ausweiten. 
Die Saatgutkonzerne züchten daraus meist Hybridsaatgut, 
das nur unter Anwendung von kosten- und ressourceninten-
siver Düngemittel und Pestiziden die versprochenen Erträge 
erzielen kann. In vielen afrikanischen Ländern stellen Regie-
rungen Bauern und Bäuerinnen zwar im Rahmen von Sub-
ventionsprogrammen («Farmer Input Subsidy Programme», 
FISP) Saatgut und künstliche Düngemittel zur Verfügung. 
Meist handelt es sich hier aber um das Hybridsaatgut der (in-
ternationalen) Agrarkonzerne. Bäuerliches Saatgut bleibt au-
ßen vor. 

Strikte Eigentumsrechte ermöglichen es Saatgutunter-
nehmen sogar, Patente auf bäuerliches Saatgut anzumelden, 
sodass es für Bauern und Bäuerinnen nahezu unmöglich 
wird, ihr eigenes Saatgut weiterzuentwickeln oder zu verkau-
fen. Sie werden dadurch genötigt, neues Saatgut zu kaufen, 
und geraten in Gefahr, sich zu verschulden. Saatgutsorten, 
die hinsichtlich aktueller Geschmackstrends als überholt gel-
ten oder sich nicht für den großflächigen Anbau in Monokul-
turen eignen, bleiben auf der Strecke; sie werden nicht wei-
tergezüchtet. Infolgedessen ist es bereits zu einem starken 
Rückgang der Saatgutdiversität gekommen. Von den circa 
7.000 Pflanzensorten, die in der Vergangenheit für die Erzeu-
gung menschlicher Nahrung angebaut wurden, werden ak-
tuell nur noch 150 Sorten genutzt. Reis, Weizen und Mais 
machen 60 Prozent der globalen Nahrungsmittelversorgung 
aus. Die Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der 
Vereinten Nationen (FAO) schätzt, dass die Saatgutvielfalt 
zwischen den Jahren 1900 und 2000 um 75 Prozent zurück-
gegangen ist.4 

AUSEINANDERSETZUNGEN UM SAATGUT 
AUF INTERNATIONALER EBENE
Viele Agrar- und Ernährungspolitiken setzen einen star-
ken Fokus auf Maßnahmen zur Vereinheitlichung der Re-
geln von nationalen Märkten sowie auf Marktöffnungen für 
transnational agierende Unternehmen. Im Saatgutbereich 
spielt der bereits 1961 gegründete Internationale Verband 
zum Schutz von Pflanzenzüchtungen (UPOV)5 eine beson-
ders wichtige Rolle. Die UPOV-Richtlinien in ihrer Version 
von 1991 schützen vor allem die Rechte der kommerziellen 
Pflanzenzüchter*innen und regeln unter anderem die Priva-
tisierung von pflanzengenetischen Ressourcen. Außerdem 
ermöglicht eine Ratifizierung der UPOV-Richtlinien Ländern 
des globalen Südens die Einhaltung der Richtlinien der Welt-
handelsorganisation (WTO) bezüglich geistiger Eigentums-
rechte gemäß dem Übereinkommen über handelsbezoge-
ne Aspekte der Rechte des geistigen Eigentums (TRIPS).6 
UPOV-91-Richtlinien beschränken die Freiheit von Bauern 
und Bäuerinnen, Saatgut aufzubewahren und zu verwen-
den, wenn das Saatgut als geistiges Eigentum geschützt 
ist. Viele afrikanische Regierungen richten ihre Saatgutpoli-
tiken zunehmend an UPOV 91 aus und riskieren somit fak-

tisch die Saatgutsouveränität ihrer Bevölkerungen. Zugleich 
ist die Umsetzung von UPOV 91 die Voraussetzung für den 
Zugang zum internationalen Saatgutmarkt. Über regionale 
Wirtschaftsorganisationen wie dem Gemeinsamen Markt für 
das Östliche und Südliche Afrika (COMESA) wird starker po-
litischer Druck auf afrikanische Länder ausgeübt, die UPOV-
91-Richtlinien umzusetzen. Nationale Regierungen wollen 
mit der Implementierung die Wettbewerbsfähigkeit ihrer 
Länder auf internationalen Agrarmärkten steigern und Inves-
titionen der Saatgut- und Agrarindustrie anlocken. 

Internationale Bewegungen wie La Via Campesina haben 
von Beginn an Widerstand gegen TRIPS und UPOV 91 ge-
leistet.7 Ihr Engagement zahlt sich in Teilen aus: Es ist ihnen 
in Kooperation mit anderen gelungen, das Konzept der Agra-
rökologie8 als wichtiges Thema in führenden UN-Institutio-
nen wie der FAO und dem Welternährungsausschuss (CFS) 
zu platzieren. Agrarökologie basiert auf bäuerlichen Saatgut-
systemen und hat zum Ziel, alte Sorten zu bewahren und sol-
che neu zu entwickeln, die sich veränderten Klimabedingun-
gen anpassen können.

Darüber hinaus gibt es eine Reihe internationaler Abkom-
men, die bäuerliche Saatgutsysteme anerkennen und die 
Rechte von Bauern und Bäuerinnen schützen. Dazu gehören 
der Internationale Vertrag über pflanzengenetische Ressour-
cen für Ernährung und Landwirtschaft (Saatgutvertrag) und 
die Biodiversitätskonvention der Vereinten Nationen.9 Beide 
UN-Dokumente erkennen die zentrale Bedeutung von Saat-
gut sowohl zum Erhalt von Biodiversität als auch für die Bau-
ern und Bäuerinnen selbst an. Der Saatgutvertrag definiert 
zudem ihre Rechte, bäuerliches Saatgut aufzubewahren, zu 
nutzen und zu tauschen. Ein großes Problem ist allerdings 
die Umsetzung beider Abkommen. Nur wenige Staaten ha-
ben den Saatgutvertrag ratifiziert und dessen Inhalte in einen 
nationalen gesetzlichen Rahmen gegossen. 

Die Annahme der UN-Erklärung über die «Rechte von 
Kleinbauern, -bäuerinnen und anderen Menschen, die in 
ländlichen Regionen arbeiten» durch die UN-Vollversamm-
lung im Dezember 2018 war ein weiterer wichtiger Schritt 
zur Anerkennung von bäuerlichem Saatgut. In Artikel 19 
der Erklärung wird erstmals ein Menschenrecht auf Saatgut 
formal festgehalten. Wie Land oder Wasser ist Saatgut als 
grundlegende Ressource für die Verwirklichung des Men-
schenrechts auf Nahrung anerkannt. Artikel 19 betont die 
große Bedeutung, eigenes Saatgut selbst verwalten, Sorten 
zum Anbau frei wählen und bäuerliche Saatgutsysteme er-
halten zu können.10 Die Erklärung wurde auf nationaler Ebe-
ne bislang noch von keinem Staat umgesetzt. 

POLITIKEMPFEHLUNGEN
Partizipation
Bauern, Bäuerinnen und ihre Interessensverbände sind bei 
politischen Entscheidungsprozessen über Saatgut und an-
dere Agrarthemen auf lokaler, nationaler und internationaler 
Ebene – im Vergleich zu den mächtigen Lobbys der Agrarin-
dustrie – massiv unterrepräsentiert. Nationale Regierungen 
befinden sich in der Zwickmühle: Sie müssen sich zwischen 
der Einhaltung industriegetriebener internationaler Abkom-
men zur Anlockung von Auslandsinvestitionen oder dem 
Aufbau von Strukturen, die der breiten Masse ihrer Bevölke-
rungen zugutekommen würden, entscheiden. In Indien bei-
spielsweise wurden auf lokaler Ebene Gemeindeversamm-
lungen und ein alternatives zivilgesellschaftliches Parlament 
organisiert, um dort Initiativen zur Schuldenerleichterung für 
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Bauern und Bäuerinnen zu diskutieren und Ansätze für ei-
ne Preispolitik zugunsten kleinbäuerlicher Erzeuger*innen zu 
entwickeln. Diese und andere Beispiele verdeutlichen, dass 
eine Demokratisierung von Entscheidungsprozessen so-
wohl auf lokaler, regionaler wie auch auf nationaler Ebene 
nötig ist, um die fehlende Repräsentation von kleinbäuerli-
chen Erzeuger*innen und in der Landwirtschaft arbeitenden 
Menschen zu überwinden. Der Aufbau von Ernährungsräten 
kann hier ein mögliches Instrument sein. 

Staatliche Anerkennung und  
vielfältige finanzielle Unterstützung
Die zuvor genannte Demokratisierung von politischen Ent-
scheidungsprozessen muss Hand in Hand gehen mit der 
staatlichen Anerkennung von bäuerlichem Saatgut und mit 
der finanziellen Unterstützung entsprechender Strukturen 
und Initiativen. Da kleinbäuerlichen Erzeuger*innen oftmals 
die finanziellen Mittel fehlen, sämtliche pflanzengenetischen 
Ressourcen aufzubewahren, muss die öffentliche Hand in 
die sichere Aufbewahrung von Saatgut- und Pflanzenma-
terial investieren. Nötig ist der Aufbau dezentraler Saatgut-
banken, die das lokale Saatgut schützen. Kleinbäuerliche 
Erzeuger*innen fürchten Biopiraterie und scheuen sich da-
her oftmals, ihr Saatgut öffentlichen Saatgutbanken zur Ver-
fügung zu stellen, die zentral organisiert sind. Daher ver-
langen sie Schutzmechanismen, um der Ausbeutung ihrer 
eigenen pflanzengenetischen Ressourcen vorzubeugen.

In vielen Ländern finden bäuerliche Saatgutsysteme im 
Rahmen der öffentlichen Agrarforschung keinerlei Be-
achtung. Partnerschaftlich organisierte Forschungsvorha-
ben zwischen Bauern, Bäuerinnen und Forscher*innen ha-
ben großes Potenzial, die Weiterentwicklung bäuerlichen 
Saatguts zu unterstützen. Insbesondere partizipative For-
schungsansätze, die das bäuerliche Saatgutwissen anerken-
nen, sollten hier im Fokus stehen.

Viele Initiativen weltweit leisten Pionierarbeit, um die Qua-
litätskontrolle kleinbäuerlich erzeugten Saatguts durch stär-
ker dezentralisierte, gemeinschaftsbasierte Zertifizierungs-
systeme sicherzustellen. Ein Beispiel hierfür sind die von der 
Internationalen Vereinigung der ökologischen Landbaube-
wegungen (IFOAM) vorangetriebenen Partizipativen Garan-
tiesysteme (PGS),11 die in Indien bereits großflächig Anwen-
dung finden. Umstritten ist in vielen Debatten jedoch, woran 
die Qualität von Saatgut festgemacht werden kann. Die De-
finition von Qualität gemäß UPOV 91 dient dazu, bäuerli-
ches Saatgut abzuwerten, indem sie den Ertrag der Sorten 
als wichtigstes Kriterium heranzieht. Der Mythos, dass das 
Saatgut der Konzerne höhere Erträge liefert, hält sich hartnä-
ckig. Dagegen belegen viele wissenschaftliche Studien, un-
ter anderem für Indien, Senegal oder Simbabwe, dass viele 
bäuerliche Saatgutsorten genauso hohe Erträge abwerfen 
können wie die Sorten der Konzerne.12

Rahmenbedingungen für bäuerliche Saatgutsysteme
Bäuerliche Saatgutsysteme brauchen eigene verbindliche 
Rahmenbedingungen, in denen sie sich entwickeln kön-
nen. Diese Bedingungen müssen zwangsläufig andere 
sein als die für das Saatgut der Konzerne. Sie müssen die 
Bedürfnisse von bäuerlichen Saatgutzüchter*innen stär-
ker berücksichtigen und bäuerliches Saatgut von den Stan-
dards, die für industrielles Saatgut gelten, befreien. Au-
ßerdem könnten kleinbäuerliche Erzeuger*innen von den 
geistigen Eigentumsrechten der Konzerne ausgenommen 

werden. Ein solcher Rahmen sollte die Rechte von bäuerli-
chen Erzeuger*innen sicherstellen, ihr eigenes Saatgut frei 
zu erzeugen, zu tauschen oder zu verkaufen. Darüber hinaus 
müssen Regelungen getroffen werden, die explizit auf die 
Weiterentwicklung bäuerlicher Saatgutsysteme abzielen.

Anforderungen an internationale Regelwerke 
Bäuerliche Saatgutsysteme brauchen auch ein internatio-
nales institutionelles Fundament, damit ihre Ansprüche auf 
geistige Eigentumsrechte abgesichert werden. So lange mit 
pflanzengenetischen Ressourcen Geschäfte gemacht wer-
den, müssen internationale Regelungen sicherstellen, dass 
Bauern und Bäuerinnen an Gewinnen, die aus ihren pflan-
zengenetischen Ressourcen erzielt werden, beteiligt wer-
den.

Das Wettbewerbsrecht sollte reformiert werden. Es 
braucht Regelungen, die Saatgutfirmen davon abhalten, ih-
re marktbeherrschenden Positionen zu missbrauchen, und 
zudem Möglichkeiten, zu große und einflussreiche Unter-
nehmen zu entflechten. Außerdem sollten kleinbäuerliche 
Erzeuger*innen rechtliche Ansprüche erheben dürfen, wenn 
das Saatgut der Konzerne nicht die versprochenen Erträge 
erzielt. 

Darüber hinaus sollten weitere Staaten den Saatgutvertrag 
ratifizieren und in nationale Gesetze überführen. Gleiches 
gilt für die UN-Erklärung über die «Rechte von Kleinbauern, 
-bäuerinnen und anderen Menschen, die in ländlichen Re
gionen arbeiten». Das neue, noch abstrakt formulierte Men-
schenrecht auf Saatgut muss in konkrete Politik übersetzt 
werden.
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